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(2) Gepfändete Wertpapiere und andere Wertsachen sowie 
Geldbeträge sind in gerichtliche Verwahrung zu nehmen. Ande­
re gepfändete Sachen können beim Schuldner verbleiben, wenn 
dadurch eine Gefährdung des Erfolgs der Vollstreckung nicht zu 
befürchten ist.

(3) Wird dem Sekretär das einer Verwertung entgegenste­
hende Recht eines Dritten an einer gepfändeten Sache nach 
vollzogener Pfändung nachgewiesen, darf er die Pfändung nur 
mit Einwilligung des Gläubigers aufheben. Der Dritte ist darüber 
zu belehren, daß er die Feststellung der Unzulässigkeit der 
Pfändung gemäß § 133 Abs. 2 beantragen kann, wenn der 
Gläubiger in die Aufhebung der Pfändung nicht einwilligt.

§ 119b

(1) Die Pfändung eines auf einer vertraglich genutzten 
Bodenfläche errichteten Wochenendhauses, sowie anderer per­
sönlichen Bedürfnissen dienender Baulichkeiten erstreckt sich 
auch auf die vom Schuldner auf der genutzten Bodenfläche 
errichteten Anlagen und vorgenommenen Anpflanzungen. Der 
Sekretär hat in der Pfandanzeige darauf hinzuweisen. Dem 
Schuldner kann die Nutzung der Baulichkeit belassen werden, 
wenn der Vollstreckungserfolg dadurch nicht gefährdet wird; 
anderenfalls hat der Sekretär die weitere Nutzung der Baulich­
keit durch den Schuldner zu untersagen.

(2) Nach der Pfändung hat der Sekretär die Baulichkeit 
einschließlich der Anlagen und Anpflanzungen zu schätzen 
(Schätzwert); er kann zur Ermittlung des Wertes Sachverstän­
dige beauftragen. Der Schätzwert kann nur nach Anhörung des 
Schuldners und des Gläubigers vom Sekretär herabgesetzt 
werden.

(3) Der Sekretär hat die Pfändung der Baulichkeit, den gemäß 
Abs. 2 festgestellten Schätzwert, den Ort und die Zeit der 
Versteigerung sowie die Versteigerungsbedingungen (§ 122, 
Absätze 1 bis 3) dem Rechtsträger oder Eigentümer der 
genutzten Bodenfläche (Grundstückseigentümer), dem Gläubi­
ger und dem Schuldner mitzuteilen sowie in geeigneter Weise 
öffentlich anzukündigen. Zwischen der öffentlichen Ankündi­
gung und dem Termin für die Versteigerung der Baulichkeit soll 
ein Zeitraum von 1 Monat liegen.

87. § 120 erhält folgende Fassung:

§120
Mehrfache Pfändung

(1) Wird beim Kreisgericht gegen einen Schuldner zur 
gleichen Zeit für mehrere Gläubiger oder für einen Gläubiger 
wegen mehrerer Ansprüche vollstreckt, soll eine Sachpfändung 
zugunsten aller Gläubigeransprüche erfolgen (gleichzeitige 
Pfändung).

(2) Eine gepfändete Sache kann anschließend wegen der 
Ansprüche weiterer Gläubiger oder wegen weiterer Ansprüche 
desselben Gläubigers gepfändet werden (Anschlußpfändung).

(3) Der Sekretär kann von einer gleichzeitigen Pfändung oder 
von einer Anschlußpfändung absehen, wenn der betreffende 
Anspruch in einer angemessenen Zeit durch andere Maßnahmen 
erfüllt werden wird oder wenn der aus der Pfandverwertung zu 
erwartende Erlös ausschließlich einem bevorrechtigten Gläubi­
ger zufließen würde.

88. § 121 erhält folgende Fassung:

§121
. Pfändungsprotokoll

(1) Der Sekretär hat die Vollstreckungsbehandlungen zu 
protokollieren. Dem Gläubiger und dem Schuldner ist mitzutei­
len, welche Sachen gepfändet und welche Schätzwerte festgelegt 
werden.

(2) Eine Anschlußpfändung ist im Protokoll der ersten 
Pfändung zu vermerken. Der Gläubiger, zu dessen Gunsten 
zuerst gepfändet wurde, ist von der Anschlußpfändung zu 
informieren. Hat der Sekretär eine von einer anderen Behörde 
gepfändete Sache anschließend gepfändet, obliegt die Verwer­
tung und die Auszahlung des Erlöses der anderen Behörde.

(3) Der Sekretär hat den Wert jeder gepfändeten Sache zu 
schätzen und im Protokoll anzugeben. Zur Feststellung des 
Wertes gepfändeter Sachen, die unter Verwendung von Edelme­
tallen, Edelsteinen und Perlen hergestellt sind, sowie von 
Sammlungen und Archivgut, von wertvollen Gläsern und 
Porzellan, von Antiquitäten und sonstigem Kulturgut, sowie von 
anderen Sachen, deren Wert nicht eingeschätzt werden kann, ist 
ein Sachverständiger beizuziehen. Der Sekretär kann auch zur 
Ermittlung des Wertes anderer Sachen Sachverständige beizie­
hen.

(4) Der Sekretär kann den von ihm geschätzten Wert 
gepfändeter Sachen bis zur Versteigerung anders festsetzen und 
den endgültigen Schätzwert im Pfändungsprotokoll nachtragen; 
dieser ist im Versteigerungstermin bekanntzugeben. Eine Herab­
setzung des Schätzwertes ist dem Schuldner mindestens eine 
Woche vor dem Versteigerungstermin mitzuteilen.

89. § 122 erhält folgende Fassung:

§122

(1) Gepfändete Sachen werden vom Sekretär frühestens 2 
Wochen nach ihrer Pfändung öffentlich versteigert, soweit 
nachstehend nichts anderes bestimmt ist Das Mindestgebot darf

, 50% des vom Sekretär bekanntgegebenen Schätzwertes der
Sache nicht unterschreiten.

(2) Der Sekretär hat Ort und Zeit der Versteigerung in 
geeigneter Weise öffentlich anzukündigen sowie dem Gläubiger 
und dem Schuldner mindestens 1 Woche vorher mitzuteilen, 
sofern die Sache nicht sofort verwertet wird.

(3) Die sofortige Verwertung einer gepfändeten Sache ist 
zulässig, wenn

1. ihr alsbaldiger Verderb oder eine wesentliche Verringe­
rung ihres Wertes befürchtet werden muß;

2. ihre längere Verwahrung oder Erhaltung unvertretbar 
hohe Kosten verursachen würde;

3. der Schuldner der sofortigen Verwertung nachweislich 
zugestimmt hat

(4) Der Sekretär darf die in Abs. 3 bezeichneten Sachen 
außerhalb eines Versteigerungstermins verwerten. Der Gläubi­
ger und der Schuldner sind davon zu informieren.

(5) ln der Verwertung ist dem Meistbietenden der Zuschlag zu 
erteilen. Mit dem Zuschlag und mit der Zahlung des Meistgebots 
geht das Eigentum an der Sache auf den Ersteher über; fremde 
Rechte an der Sache gehen unter. Garantieansprüche des 
Schuldners gehen auf , den Ersteher über. Ein Garantieanspruch 
des Erstehers gegen den Schuldner oder das Gericht ist 
ausgeschlossen.

90. Als §§ 122a und 122b werden eingefügt:

§ 122a

(1) Mit dem Übergang des Eigentums an einer gepfändeten 
Baulichkeit auf den Ersteher endet das zwischen dem Schuldner 
und dem Grundstückseigentümer bestehende Nutzungsverhält­
nis an der Bodenfläche, auf der die Baulichkeit errichtet ist.

(2) Mit dem Übergang des Eigentums auf den Ersteher der 
Baulichkeit wird ein neues Nutzungsverhältnis zwischen dem 
Ersteher und dem Grundstückseigentümer zu den bisherigen 
Bedingungen begründet. Nutzte der Schuldner die Bodenfläche 
bisher unentgeltlich oder für ein niedriges Nutzungsentgelt,


